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25. November 2004 WOCHENBERICHT Nr. 46  
  Aus der Politik 
 
Die Präsidentschaftswahl im zweitgrössten Flächenstaat Europas hat 
unerwartet eine veritable Ost-West-Krise heraufbeschworen, die an 
überwunden geglaubte Zeiten des Kalten Kriegs erinnert. Die Staats-
macht der Ukraine hat den russlandfreundlichen bisherigen Minister-
präsidenten, Wiktor Janukowitsch, zum gewählten neuen Staatspräsi-
denten ausgerufen, obwohl internationale Wahlbeobachter, aber auch 
US-Aussenminister Powell, die Europäische Kommission und viele wei-
tere prominente Stimmen wegen massiver Wahlfälschungsmanöver die 
Rechtmässigkeit der Wahl bestreiten. Hunderttausende von Anhängern 
des pro-westlichen Gegenkandidaten, Wiktor Juschtschenko, demonstrie-
ren seit Sonntag in der Hauptstadt Kiew und weiteren westukrainischen 
Städten - bisher friedlich und diszipliniert - für ihren Mann und ge-
gen den Wahlbetrug. Juschtschenko selbst beansprucht den Sieg für 
sich und ruft zum Generalstreik auf. Auf der anderen Seite hat sich 
Russlands Präsident Putin öffentlich auf einen Wahlsieg Janukowitschs 
festgelegt. Dies wird als eine sehr direkte Konfrontation mit der Eu-
ropäischen Union gewertet; pikanterweise finden die ukrainischen Wir-
ren unmittelbar vor dem längst geplanten, regulären Gipfeltreffen EU-
Russland statt. Sowohl Powell als auch Brüssel haben der ukrainischen 
Führung mit ernsten Konsequenzen gedroht, falls die Situation nicht 
rasch bereinigt wird. 
 
Der Tod des palästinensischen Führers Arafat scheint in der Tat einen 
gewissen neuen Spielraum im Nahost-Friedensprozess geschaffen zu ha-
ben. US-Aussenminister Powell hat auf seiner vermutlich letzten Nah-
ost-Reise sowohl gegenüber Israel als auch gegenüber der Palästi-
nenser-Führung ein klares Interesse der USA an einer raschen Wieder-
aufnahme der Verhandlungen bekundet und sich dafür eingesetzt, die 
bevorstehenden Wahlen für die Nachfolge Arafats nach Möglichkeit zu 
erleichtern. Inzwischen hat auch Syriens Präsident al-Assad seine Be-
reitschaft bekundet, die Verhandlungen mit Israel ohne Vorbedingungen 
wieder aufzunehmen.  Aktienmärkte im Zeichen der Dollarschwäche 
 
Die Abschwächung des US-Dollars dürfte sich nach unserer Beurteilung 
im kommenden Jahr weiter fortsetzen. Von dieser Entwicklung werden 
einzelne Branchen oder Titel in Abhängigkeit von ihrer Kostenstruktur 
unterschiedlich betroffen. Die wichtigsten Faktoren sind aus europä-
ischer Perspektive der Umfang der in Dollar eingekauften Rohwaren und 
Dienstleistungen sowie der Anteil der Geschäftskosten, die in dollar-
orientierten Wirtschaftsregionen anfallen. Beide Faktoren wirken sich 
durch entsprechende Kostenreduktionen positiv auf Gesellschaften aus, 
die in Schweizer Franken oder Euro bilanzieren. Das Gegenteil gilt 
natürlich für europäische Exporte in den Dollarraum durch den Druck 
auf Umsatzerlöse und Margen. 
 
Bei der konkreten Auswahl von Kaufkandidaten sind somit unter dem 
Blickwinkel des Dollareinflusses Gesellschaften zu bevorzugen, die 
höhere als bis jetzt geschätzte Gewinnausweise erwarten lassen. Am 
amerikanischen Aktienmarkt erfüllen zum Beispiel Boeing oder Micro-
soft diese Annahme: der überwiegende Kostenanteil entfällt auf die 
USA und China, während bei den Verkäufen ein Schwergewicht in Europa 
oder Japan besteht. In Europa weisen Logitech oder Adidas einen hohen 
Produktionsanteil in Asien oder den USA auf. Die umgekehrte Situation 
gilt für den Luxusgütersektor, z.B. LVMH oder Richemont, aufgrund des 
hohen Umsatzanteils in Dollarländern bei gleichzeitigem Produktions-
schwergewicht im Hartwährungsgebiet Europa. 
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Zwischen Mord und Kopftuch 
 
 
 
Die Nerven liegen blank: Als dieser Beitrag entstand, wurde in den 
Niederlanden der Filmregisseur und Berufsprovokateur Theo van Gogh, 
ein Urgrossneffe des Malers Vincent van Gogh, auf offener Strasse er-
mordet. Auf van Gogh wurde mehrmals gefeuert und mit einem Messer 
eingestochen. Am Schluss hinterliess der Täter auf dem Leichnam eine 
Botschaft – aufgespiesst mit einem Messer. Offenbar ein Racheakt. Van 
Gogh hatte in einem Film, ausgestrahlt vor einigen Monaten, die Un-
terdrückung der Frau im Islam scharf und mit provozierenden Bildern 
attackiert. Unlängst bezichtigte er Muslime der Sodomie. Er stand 
mehrfach unter Polizeischutz. Am Morgen seiner Ermordung war er al-
lerdings mit dem Velo unterwegs zur Arbeitsstätte. Dem niederländi-
schen Kollegen, der die Nachricht der Ermordung überbrachte, stand 
das Entsetzen im Gesicht. Dabei hat er - wie viele Intellektuelle 
auch – wenig Sympathie für die derb verletzende Art, mit der van Gogh 
nahezu alles ins Visier seiner unbarmherzigen Kritik nahm. Was der 
Kollege fürchtete, war eine Eskalation der Gewalt in seinem Land, das 
lange Zeit als Heimat der Toleranz und der Liberalität galt. Diese 
Zeiten sind vorbei. 
 
"Leben und Sterben" von Pim Fortuin, dem begnadeten (und gerade des-
halb gefährlichen) Populisten, markierten bereits einen deutlichen 
Umschwung: Unter dem Deckmantel der Toleranz hatten sich Angst und 
Frustration aufgestaut. Die Liberalität zeigte immer mehr die Züge 
einer permanenten Selbstüberforderung. Die galante Formel des Multi-
kulturalismus wurde offenbar als eine Art moralischer Pflicht zur 
Selbstzensur empfunden: Einfache, aber bittere Wahrheiten angesichts 
interkultureller Konflikte fielen der "politischen Korrektheit" zum 
Opfer. Sie erlaubt es nicht, dass sich die Wirklichkeit ihren Ideal-
vorstellungen entzieht. Anfang des Jahres erstach ein muslimischer 
Schüler in Den Haag den Gymnasialdirektor in der Schule. Und jetzt 
der Fall van Gogh. Dass es nach dem Mord zu gravierenden Konfronta-
tionen zwischen der niederländischstämmigen Bevölkerung (den "Autoch-
thonen") und dem Rest (den "Allochthonen"), im Besonderen dem musli-
mischen Teil der Allochthonen kommen wird, hat sich in der Zwischen-
zeit leider bestätigt. An der Grossdemonstration in Amsterdam am 
Abend nach dem Mord, trugen die Demonstranten Schilder mit der Forde-
rung "Gib mir mein gutes, altes Holland zurück" und der bündigen For-
mel "Islamiten, Parasiten".                          
 
Meinungsfreiheit und Verachtung 
 
Der Mord an van Gogh hat zweifelsohne religiöse Signatur. Im Visier 
seiner Kritik stand der Islam: Van Gogh zeichnete den Islam als men-
schen-, vor allem frauenverachtendende Religion, die den zentralen 
Wert der liberalen Demokratie – die Meinungsfreiheit – nicht tolerie-
ren könne und diese Demokratie mit Verachtung und tiefer Ablehnung 
bekämpfen müsse. Van Gogh handelte jedoch selber wie die säkulare 
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Version dessen, was er bekämpfte. Was seine Haltung gegenüber Anders-
denkenden charakterisierte, verdient ebenso sehr das Prädikat "Ver-
achtung" oder "Demütigung" bzw. Erniedrigung. Seine Aussagen und Fil-
me sind mehr als respektlos. Die "Verachtung" bleibt unübersehbar.  
 
Wenn wir den Stellenwert von "Achtung" (und "Verachtung") im zwi-
schenmenschlichen Zusammenleben besser verstehen wollen, lohnt sich 
ein kurzer Hinweis auf einen Philosophen, der sich wie kein anderer 
mit diesem Thema beschäftigt hat: Avishai Margalit. In seinem wichti-
gen Buch "Politik der Würde" beschreibt Margalit genau, wie ein-
schneidend, ja vernichtend die Demütigung des Anderen, als Person 
oder als Kollektiv, sein kann. Die Verachtung des Anderen beabsich-
tigt den Verlust der "Selbstachtung". Dies geht weit über das hinaus, 
was wir "Selbstwertgefühl" nennen. Letzteres fusst vielmehr auf der 
"Selbstachtung", die also fundamentaler ist. "Selbstachtung", 
schreibt Margalit, sei "im Unterschied zum Selbstwertgefühl jene Ach-
tung, die sich ein Mensch allein aufgrund der Tatsache entgegen-
bringt, dass er ein Mensch ist". Wer sich selber achtet – als Mensch 
-, kann dennoch unter mangelndem Selbstwertgefühl leiden. Mehr noch: 
Mangelndes Selbstwertgefühl setzt geradezu das Vorhandensein von 
Selbstachtung voraus: Wer sich nicht selber achtet, kann sich nicht 
einmal positiv oder negativ werten. Selbstachtung ist die Vorausset-
zung dafür, überhaupt Selbstwertgefühl entwickeln zu können. Im Sinne 
Margalits könnte man auch formulieren: Wem das Menschsein durch Äus-
serungen, Gesten oder Taten abgesprochen wird, kann sich nicht länger 
mehr "werten". Er hat die Grundlage für jede Wertung verloren. Wer 
die Selbstachtung verloren hat, kann nicht einmal mehr ein negatives 
Selbstwertgefühl haben.  
 
An einer zentralen Stelle beschreibt Margalit sehr genau, was der Me-
chanismus der Verachtung oder Demütigung bewerkstelligt: "Demütigung, 
so behaupte ich, ist der Ausschluss eines Menschen aus der 'Familie' 
des Menschen: sie bedeutet, dass Menschen so behandelt werden, als ob 
sie keine Menschen oder nicht menschlich wären, womit gesagt ist, 
dass sie behandelt werden, als ob sie Gegenstände oder Tiere wären. 
[...] Demütigung muss als Ausschluss aus der menschlichen Gemein-
schaft verstanden werden. Ein solcher Ausschluss gründet nicht auf 
der Annahme, dass die ausgeschlossene Person bloss ein Tier oder ein 
Gegenstand ist. Der Akt des Ausschliessens beruht vielmehr darauf, 
dass man sich so verhält, als ob die betreffende Person ein Tier oder 
ein Gegenstand wäre. Meistens werden Menschen dadurch ausgeschlossen, 
dass man sie als Untermenschen behandelt." Nun – wer Muslime in aller 
Öffentlichkeit der Sodomie bezichtigt, sagt zwar nicht, dass sie tat-
sächlich Ziegen missbrauchen, aber immerhin legt er nahe, dass man 
Muslime so charakterisieren könne, als wären sie pervers. Womit insi-
nuiert wird, dass sie 'fast' Tiere sind.  
 
Solche Aussagen zielen mithin zentral auf das Herz menschlicher 
Selbstachtung. Dass Menschen, die ihre Selbstachtung noch nicht ver-
loren haben, sich gegen solche Demütigungen wehren, ist nachvollzieh-
bar. Damit ist in keiner Weise dieser verabscheuungswürdige Mord ge-
rechtfertigt, sondern einzig auf ein plausibles Motiv hingewiesen, 
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das zu einem Mord verleitete. Was wir also benötigen, ist zunächst 
eine zweifache Vermeidung: die Vermeidung der Verachtung und die 
Vermeidung der Indifferenz oder Gleichgültigkeit. Im Übrigen schlägt 
die Indifferenz allzu schnell in Verachtung um, hat sie doch nie 
gelernt, eine andere Kultur auch nur ansatzweise zu schätzen. 
  
Multikulturalismus ist eine Chimäre 
                   
In extremis signalisiert der Mord an van Gogh und mit ihm die tiefe 
Verunsicherung, die sich jetzt in den Niederlanden ausbreitet, das 
Ende des bequemen Multikulturalismus. Dessen handfestes Ableben zeigt 
ein zweifaches Defizit. Zunächst ist da das konzeptuelle Defizit. Das 
schlichte Nebeneinander von Kulturen, aber erst recht das schon er-
heblich anspruchsvollere Miteinander, verlangt eine minimale Basis 
geteilter Einstellungen oder akzeptierter Normen. Insofern kann der 
Multikulturalismus nicht das letzte Wort haben. Sein Fokus richtet 
sich auf Verschiedenheit, während wir gerade auf der Suche sind nach 
dem, was diese Verschiedenheit zusammenhält. In der bequemen Variante 
des Multikulturalismus herrscht ein leerer Toleranzbegriff vor. 
Charles Taylor und Isaiah Berlin haben diese Haltung – allerdings mit 
entgegengesetzten Wertungen - "negative Freiheit" genannt. Freiheit 
heisst hier vor allem die Verteidigung des Rechts auf Nichteinmi-
schung von aussen. Das Missverständnis, das dieser Konzeption zu-
grunde liegt, beruht auf der Vorstellung, dass eine solche Nichtein-
mischung bereits ausreichend sei, damit Kulturen friedlich mitein-
ander zusammenleben können. Im Hinblick auf den Multikulturalismus 
hat dies zur Folge, dass man zugeben solle, dass dieser nicht seine 
eigene Grundlage sein kann. Wer anderen Kulturen Minderheitenrechte 
einräumt oder ihnen auch nur ein gewisses Interesse entgegenbringt, 
tut dies gerade nicht vor dem Hintergrund einer bloss partikularen 
kulturellen Einstellung. Er nimmt vielmehr einen Universalismus in 
Anspruch, der über die Forderung nach Multikulturalität hinausgeht. 
Die Achtung einer anderen Kultur, besagt diese universalistische 
Einstellung, ist gerade nicht kulturrelativ. 
 
Darüber hinaus geht sie häufig davon aus, dass die Freiheitsgrade 
zwischen dem privaten Raum und dem öffentlichen Raum nicht abgestuft 
werden müssen. Im öffentlichen Raum kann ich mir eben nicht erlauben, 
was mir zu Hause niemand verbieten kann. Genau das führt mittlerweile 
zu einem sichtbaren 'Clash of civilisations', einem Zusammenprall der 
Kulturen. Im öffentlichen Raum gehören Rücksichtnahme und Respekt, 
Höflichkeit und Zurückhaltung zum elementaren Alphabet des Zusammen-
lebens. Gerade weil in multikulturell geprägten Gesellschaften Kol-
lektive mit sehr unterschiedlichen zentralen Wertungen zusammenkom-
men, brauchen sie eine Kultur des Respekts, in der die oft unvermeid-
liche Kritik an solchen Wertungen nicht Züge der Verachtung und Demü-
tigung des Anderen trägt. Damit die Forderung nach Respekt keine 
leere Forderung bleibt, brauchen solche Gesellschaften selbstver-
ständlich einen Elementarkonsens. Was Jürgen Habermas vor vielen Jah-
ren und in anderem Zusammenhang einmal "Verfassungspatriotismus" ge-
nannt hat, käme einer solchen Forderung sehr nahe.                      
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Das erste Defizit des Multikulturalismus birgt auch schon gleich das 
zweite. Nicht wenige Menschen verwechseln ein multikulturelles Zusam-
menleben mit der exotischen Faszination, die manche Kulturen auf uns 
ausüben. Hier wird eine typische Ferienhaltung - die freundliche Auf-
geschlossenheit, die durch das kulturell Neue provoziert wird - ge-
wissermassen in das Innere der eigenen Kultur gelegt. Aber die ebenso 
typische (und erlaubte) Unverbindlichkeit, die mit einer solchen "Fe-
rieneinstellung" einhergeht, reicht gerade im Raum des konkreten Zu-
sammenlebens nicht aus. Hier brauchen wir mehr als die sympathische 
Einstellung, die wir in Ferienzeiten gerne und gut einnehmen können. 
Der Ernstfall des Multikulturalismus ist nicht die (erwünschte) Be-
gegnung der Kulturen, sondern der (befürchtete) Zusammenprall. Wer in 
einer solchen Situation erneut an den Multikulturalismus appelliert, 
begreift schlicht und ergreifend den Ernst der Lage nicht.       
 
Ein deutliches Indiz für diesen Ernst ist die zunehmend religiöse 
Signatur des Konflikts, auf die wir bereits aufmerksam gemacht haben. 
Dies ist insofern beunruhigend, als die religiöse Einfärbung kultu-
reller Differenzen der Sache, um die gestritten wird, meist ihre ex-
plosive Wirkung gibt. Im Raum des Heiligen ist für ein kritisches 
Überdenken des eigenen Standpunktes, geschweige denn für die Relati-
vierung der eigenen Position, kaum mit Sympathie zu rechnen. Dass 
Staaten, die allergrössten Wert auf Weltanschauungsneutralität legen, 
über die Massen irritiert reagieren, wenn diese Neutralität in poli-
tischen Angelegenheiten durch religiöse Instanzen angegriffen wird, 
kann daher niemanden ernsthaft überraschen.  
 
Das Kopftuch – ein Kampftuch? 
    
Der Streit um das Kopftuch, der in letzter Zeit vor allem in Frank-
reich und Deutschland mit grosser Vehemenz ausgetragen wurde und nun-
mehr auch in der Schweiz bis hin zur Migros Diskussionen provoziert, 
erscheint vor diesem Hintergrund noch vergleichsweise harmlos. Geht 
es hier doch nicht um Mord und Totschlag, sondern "lediglich" um ein 
Symbol, das wir als den demonstrativen Ausdruck einer religiösen 
und/oder politischen Gesinnung erfahren. Aber auch in diesem Fall 
sollte man den Streitwert nicht unterschätzen. Das Kopftuch steht 
stellvertretend für eine multiple Verunsicherung, die keineswegs auf 
den Islam und auf dessen wachsende Bedeutung zurückgeführt werden 
kann. Es ist höchstens der unmittelbare Anlass. Obwohl es äusserst 
schwierig sein dürfte, eine genau umrissene Funktion zu geben oder 
eine religiöse Interpretation des Kopftuches aus der Perspektive der 
Kultur, zu der es gehört, sind vergleichbare Schwierigkeiten auf Sei-
ten derjenigen, die dieses Tuch entweder selber nicht tragen oder ihm 
in ihrem kulturellen Selbstverständnis keinen Platz zuweisen können, 
überraschenderweise nicht vorhanden. Während es nicht einmal klar 
ist, ob das Kopftuch im Raum seiner kulturellen Einbettung eine reli-
giöse, eine moralische, eine politische oder eine ethnisch-identi-
tätspraktische Bedeutung hat (oder von allem etwas), identifiziert 
das Lager der gleichsam 'externen' Kopftuchspezialisten es vehement 
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mit einer schwerwiegenden symbolischen Expression. Überwiegend wird 
es als Ausdruck eines religiösen Fundamentalismus gewertet, also mit 
einer Haltung, die ihre Ablehnung liberal-politischer Gesellschaften 
mit einer Rückkehr zu alternativlosen, diskussionslosen (orthodoxen) 
und handlungsfixierten (orthopraktischen) religiösen Fundamenten ver-
bindet.                       
 
Dennoch ist diese Sichtweise fragwürdig. Selbst wenn das Kopftuch im 
einzelnen Fall sehr wohl eine solche Gesinnung dokumentieren kann, 
lässt sich dieses Urteil keineswegs generalisieren. Ebenso wenig 
steht von vornherein fest, dass das Kopftuch eine solche Ablehnung 
öfter signalisiert als etwa Symbole, die mit anderen Religionen ver-
bunden werden können. Die jüdische Kopfbedeckung oder das Kreuz kön-
nen, aber müssen nicht eine solche Ablehnung symbolisieren. Für alle 
drei Symbole gilt, dass sie gleichsam nicht von Hause aus die Ableh-
nung der Weltanschauungsneutralität des Staates oder sogar die dumpfe 
Gesinnung des Fundamentalisten dokumentieren. Dass etwa an der Uni-
versität Nijmwegen zahlreiche Studentinnen ein Kopftuch tragen, hat 
selten oder nie einen solchen Aussagewert. Fast immer signalisiert 
das Kopftuch eine kulturelle (und religiöse) Identität, welche die 
Anerkennung der nicht-religiösen Grundlagen des Staates und die Wert-
schätzung der erheblich säkularisierten und häufig eher permissiv 
eingestellten Kommilitoninnen keineswegs ausschliesst. Darüber hinaus 
ist der Islam als solcher nicht mehr oder weniger demokratiefreund-
lich als das Christentum oder auch andere säkulare Grundhaltungen. 
Vor zwei Jahren erkundigte sich in Deutschland ein Meinungsinstitut 
danach, wie die Demokratie akzeptiert werde. Weit über 90 Prozent der 
Türken gaben an, dass für sie die Demokratie ein überaus wichtiger, 
positiver Faktor sei, aber nur etwa 50 Prozent der Ostdeutschen teil-
ten diese Meinung…   
 
Dennoch kann man ebenso wenig die Augen davor verschliessen, dass das 
Kopftuch im Einzelfall sehr wohl zum "Kampftuch" werden kann. Es sig-
nalisiert in der jetzigen kulturellen Situation - gleichsam nach dem 
11. September 2001 – den Druck des Religiösen auf das Politische. 
Dies kann – wie im Falle des wirklichen religiösen Fundamentalismus – 
zu einer Negierung der Legitimation des Staates führen, insofern er 
keiner Religion verpflichtet ist. Dass auch die okzidentale Kultur 
solche religiösen Bestrebungen kennt, wollen wir darüber jedoch nicht 
vergessen. Eine Antwort auf die Frage, wie wir mit dieser Situation 
umgehen sollten, kann nur lauten: "klug". Aber was heisst hier 
"klug"?         
 
Staatsdiener sind im Dienst konfessionell neutral  
 
Es wäre angemessen, zwischen dem Raum des Privaten und dem Raum des 
Öffentlichen zu trennen. Mit dem Raum des Öffentlichen ist der Be-
reich gemeint, in dem der Staat mit seiner weltanschauungsneutralen 
Einstellung repräsentiert wird, die sowohl aus dem Gewaltmonopol als 
auch aus der daraus ableitbaren Friedensverpflichtung hervorgeht. Da-
rüber hinaus betrifft dies jene Bereiche, in denen die Bürger mitsamt 
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ihren unterschiedlichen Weltanschauungsvorstellungen kommunizieren 
müssen. Das heisst: Im repräsentativen Raum, in Gerichten, öffentli-
chen Schulen, der Armee oder etwa der Polizei, sollten religiöse Sym-
bole bzw. solche Symbole, die als Ausdruck religiöser Einstellung ge-
wertet werden müssen oder mit guten Gründen als solche gewertet 
werden können, nicht zulässig sein. Konkret: Islamitische Lehrerinnen 
sollten in öffentlichen Schulen kein Kopftuch tragen dürfen, aber 
ausserhalb der Schule sehr wohl. Ein Richter sollte im Gerichtsaal 
kein ostentatives Kreuz tragen dürfen, wohl aber ausserhalb dieser 
Lokalität. Aber – anders als Frankreich – impliziert dieser Grundsatz 
nicht, dass islamitische Schülerinnen in der Schule kein Kopftuch 
tragen dürfen. Sie sind keine Repräsentanten des Staates.        
 
Die "Nicht-Diskriminierung" mit der Konsequenz des Verzichts auf re-
ligiöse Symbole im öffentlichen Raum dürfte von überragender Bedeu-
tung sein. Nachdem es in Europa kaum noch mono-religiöse Populationen 
gibt und der Staat sich in den zentralen eigenstaatlichen Legitima-
tionsverfahren konfessionell neutral gibt, ist unbedingt zu vermei-
den, dass der verordnete Verzicht auf religiöse Symbole als diskrimi-
nierend empfunden wird, weil nicht alle Religionen gleichermassen in 
die Pflicht genommen werden. Wo das Kopftuch verboten wird, kann auch 
das Kreuz oder der "römische Kragen" nicht toleriert werden. Das Ar-
gument, Europa sei eine christlich-kulturelle "Gründung", hält einer 
historischen Begründung ebenso wenig stand wie der aus historischen 
Erfahrungen heraus plausiblen religionsneutralen Legitimationsgrund-
lage des modernen Staates.          
 
Lebbar bleibt also eine solche multikulturelle Situation nur dann, 
wenn die demokratischen Grundlagen des Staates, die Grundprinzipien 
der Verfassung und die elementaren Grundsätze der Bürgerfreiheiten 
dem Vorbehalt von bestimmten Religionen im öffentlichen Raum der po-
litischen Repräsentanz nicht ausgesetzt werden. Deshalb müssen diese 
jenem Raum fernbleiben. Nur dann haben wir die Chance, auch ausser-
halb jenes Raumes human miteinander umzugehen.  
 
 
 
 

 
Nachdruck, auch auszugsweise, gestattet nur unter dem Hinweis «Aus dem Wochenbericht der Bank Julius Bär». 
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